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Drucksache 1855 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. November 1955 

5 — 37013 — 2115/55 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen vom 
30. Juni 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über gegenseitige Verteidigungshilfe 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der deutsche und englische Wortlaut des Abkommens sowie die 
Begründung sind beigefügt. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 149. Sitzung am 11. November 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Schäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen vom 30. Juni 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über gegenseitige Verteidigungshilfe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 30. Juni 1955 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutsdiland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über gegenseitige Ver- 
teidigungshilfe wird zugestimmt. Das Ab- 
kommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel XI Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

über gegenseitige Verteidigungshilfe 

Mutual Defense Assistance Agreement 

between the Federal Republic of Germany and the United States of America 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Vereinigten Staaten von Amerika, 

als Parteien des am 4. April 1949 in Washington Unter- 
zeichneten Nordatlantik Vertrags, 

IN ANBETRACHT ihrer gemäß Artikel 3 des Nord- 
atlantikvertrags einzeln und gemeinsam mit den anderen 
Parteien eingegangenen gegenseitigen Verpflichtungen, 
die eigene und die gemeinsame Widerstandskraft gegen 
bewaffnete Angriffe durch ständige und wirksame Selbst- 
hilfe und gegenseitige Unterstützung zu erhalten und 
fortzu entwickeln, 

EINGEDENK des Wunsches, den internationalen Frie- 
den lind die internationale Sicherheit durch Maßnahmen 
zu festigen, welche die Fähigkeit derjenigen Völker 
fördern, die sich die Ziele und Grundsätze der Satzung 
der Vereinten Nationen zu eigen gemacht haben, sich in 
wirksamer Weise an Abmachungen über kollektive Selbst- 
verteidigung zur Unterstützung dieser Ziele und Grund- 
sätze zu beteiligen, und eingedenk der Entschlossenheit, 
ihre volle Mitarbeit den kollektiven SicherheUsabmachun- 
gen und -maßnahinen sowie den Bemühungen der Ver- 
einten Nationen zur Erzielung eines Einvernehmens über 
eine allgemeine Regelung und Verminderung der Rüstung 
unter ausreichenden Garantien gegen einen Verstoß oder 
eine Umgehung zuteil werden zu lassen, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Unterstützung, 
welche die Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika diesen Grundsätzen dadurch zuteil werden ließ, 
daß sie das Gesetz über gegenseitige Sicherheit von 
1954 erlassen hat, das die militärische Hilfeleistung an 
bestimmte Nationen genehmigt, 

IN DEM WUNSCHE, die Bedingungen festzulegen, 
welche für diese Hilfeleistung bestimmend sein werden, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel I 

1. Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
wird der Regierung der Bundesrepublik Deutschland nach 
Maßgabe der zu vereinbarenden Modalitäten und Be- 
dingungen die Ausrüstung, das Material, die Dienst- 
leistungen oder sonstige Hilfe zur Verfügung stellen, die 
die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
gegebenenfalls genehmigt. Diese Hilfe, die nach diesem 
Abkommen gegebenenfalls von der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika gewährt wird, wird auf 
Grund der Genehmigung und nach Maßgabe aller Mo- 
dalitäten, Bedingungen und Beendigungsbesl immunnen 
des Gesetzes über die gegenseitige Sicherheit von 1954, 
der Gesetze zu dessen Änderung und Ergänzung und der 
Bewilligungsgesetze auf Grund dieses Gesetzes geleistet 
werden. Die Leistung und Verwendung jeder derartigen 
Hilfe muß vereinbar sein mit den Grundsätzen der 
Satzung der Vereinten Nationen und mit den Grund- 
sätzen des Artikels 3 des Nordatlantikvertrags. 

2. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
die auf Grund dieses Abkommens erhaltene Hilfe wirk- 
sam verwenden, um eine integrierte Verteidigung des 
nordatlantischen Gebiets im Einklang mit den von der 
Organisation des Nordatlantikvertrags ausgearbeiteten 
Verteidigungsplänen zu fördern; sie wird diese Hilfe 
nicht für eine Handlung, die mit dem reinen Verteidi- 
gungscharakter des Nordatlantikvertrags unvereinbar ist, 
oder ohne vorherige Einwilligung der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika für sonstige Zwecke ver- 
wenden. Die beiden Regierungen werden miteinander 


The Federal Republic of Ger m any 
and 

the United States o f America, 

Being parties to the North Atlantic Treaty signed at 
Washington on April 4, 1949; 

CONSIDERING their reciprocal pledges under Ar- 
ticle 3 of the North Atlantic Treaty separately and 
jointly with the other parties, by means of continuous 
and ofiecLive self-help and mutual aid, to maintain and 
develop their individual and collective capacity to resist 
armed attack; 

CONSCTOUS of the desire to foster international peace 
and security through measures which furthor the ability 
of nalions dedicated to the purposes and principles of 
the Charter of the United Nations to participate effec- 
tively in arrangements for collective self-defense in Sup- 
port of those purposes and principles, and conscious of 
the determination to give their full Cooperation to United 
Nations collective security arrangements and measures 
and efforts to obtain agreement on universal regulution 
and reduction of armaments under adequate guarantoes 
against violation or evasion; 


CONSIDERING the support which the Government of 
the United States of America has brought to those prin- 
ciples by enacting the Mutual Security Act of 1954, 
which authorizes the furnishing ot military assistance 
to certain nations; 

DES1R1NG to set forth the conditions which will gov- 
ern the furnishing of such assistance; 

IIAVE AGREED AS FOLLOWS: 

Ar ticle I 

1. The Government of the United States of America 
will make available to the Government of the Federal 
Republic of Germany such equipment, materials, Services, 
or other assistance as the Government of the United 
States of America may outhorize and in. accordance 
with such terms and conditions as may be agreeci. Such 
assistance as may be made available by the Government 
of the United States of America under the agreomc-nt 
will be furnished under the authority and subject to all 
of the terms, conditions and termination provisions of 
tbe Mutual Security Act of 1954, acts amendatory arid 
supplementary thereto and appropriation acts thereimdor. 
The furnishing and use of any such assistance shall be 
consi stent with the principles of the Charter of the 
United Nations and with the principles of Articie 3 of 
the North Atlantic Treaty. 


2. The Government of the Federal Republic of Ger- 
many will make effective use of assitance reccived under 
this agreement for the purpose of promoting an inte- 
grated defense of the North Atlantic area in accordance 
with defenseplansfo r m u late d b y t h e N o r t h A 11 a n f i c T r c a t v 
Organization, and will not use such assistance for any 
act inconsistent with the strictly defensive characfer ot 
the North Atlantic Treaty, or, without the prior consent 
of the Government of the United States of America, for 
any other purpose. The two Governments will establish 
arrangements in which both Governments will participate 
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Abmachungen treffen, damit auf Grund dieses Abkom- 
mens gelieferte Ausrüstung und Materialien, die für den 
Zweck, für den sie geliefert wurden, oder im Einklang 
mit den Modalitäten und Bedingungen, unter denen sie 
geliefert wurden, nicht mehr benötigt oder nicht mehr 
ausschließlich gebraucht werden, der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika zur entsprechenden Ver- 
fügung wieder angeboten werden; hiervon ausgenommen 
sind Ausrüstung und Materialien, die auf Grund des 
Abschnitts 10G des Gesetzes über die gegenseitige Sicher- 
heit von 1954 entgeltlich überlassen worden sind. 

3. Im gemeinsamen Sieherheitsinteresse der Parteien 
wird die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
keiner Person, die nicht Bedienstete oder Beauftragte 
dieser Regierung ist, und keiner Nation außer den Ver- 
einigten Staten von Amerika, Rechte oder Besitz an 
Ausrüstung, Material, Vermögen, Informationen oder 
Diensten, die auf Grund dieses Abkommens geliefert 
wurden, ohne vorherige Zustimmung der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika übertragen. 

4. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland kann 
Ausrüstung, Material oder Dienstleistungen, die sie von 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika auf 
Grund des Abkommens (Notenwechsel) vom 23. Novem- 
ber 1953 auf Erstattungsgrundlage erworben hat, für den- 
selben Zweck benutzen, wie die auf Grund dieses Ab- 
kommens erworbene Ausrüstung, Materialien oder 
Dienstleistungen. 


Artikel II 

1. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika und 
denjenigen Regierungen, über die sich die Parteien dieses 
Abkommens jeweils einigen, die Ausrüstung, Materialien, 
Dienstleistungen oder sonstige Hilfe, die sie gegebenen- 
falls genehmigt, im Einklang mit den zwischen den bei- 
den Regierungen zu vereinbarenden Modalitäten und 
Bedingungen zur Verfügung stellen. Die Lieferung und 
Verwendung dieser Hilfe muß vereinbar sein mit den 
Grundsätzen der Satzung der Vereinten Nationen und 
mit den Verpflichtungen aus Artikel 3 des Nordatlantik- 
vertrags. 

2. Im Einklang mit dem Grundsatz der gegenseitigen 
Hilfe wird die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Produktion von Rohstoffen und Halbfabrikaten, 
die von den Vereinigten Staaten von Amerika infolge 
unzureichender oder möglicherweise unzureichender 
eigener Hilfsquellen benötigt werden und gegebenenfalls 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vorhanden 
sind, sowie deren Überlassung an die Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, innerhalb eines zu ver- 
einbarenden Zeitraums und in zu vereinbarenden Mengen 
und nach zu vereinbarenden Modalitäten und Bedingun- 
gen erleichtern. Abmachungen müssen den Bedarf der 
Bundesrepublik Deutschland für den Inlandsverbrauch 
und die Ausfuhr dieses Materials zu Handelszwcckon ge- 
b ü h r e n d her ü ck s i ch t i g e n . 


Artikel III 

Auf Ersuchen einer der beiden Regierungen werden die 
beiden Regierungen geeignete Abmachungen über den 
Austausch von Patenten und technischen Erfahrungen für 
Yerleidignngszwecke treffen, um diesen Austausch zu be- 
schleunigen sowie hierbei die Privatinteressen zu 
schützen und die notwendigen Sicherheitsgarantien auf- 
rechtzu erhalten. 


Artikel IV 

1. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
die Sicherheitsmaßnahmen treffen, die gegebenenfalls 
zwischen den beiden Regierungen vereinbart werden, um 
Angaben über und die Preisgabe von geheimen Aus- 
rüstungsgegenständen, Materialien, Dienstleistungen oder 
Informationen zu verhindern, die auf Grund dieses Ab- 
kommens geliefert wurden. 


to ensure that equipment and materials received under 
this agreement, other than equipment or material sold 
under Section 106 of the Mutual Security Act of 1954, 
and no longer required or used exclusively for the pur- 
pose for which they were furnished or in accordance with 
the terms and conditions under which they were furni- 
shed will be offered for return to the Government of the 
United States of America for appropriate disposition. 


3. In the common security interest of the parties, the 
Government of the Federal Republic of Germany will 
not transfer to any person not an officer or agent of 
that Government, or to any nation other than the United 
States of America, title to or possession of any equip- 
ment, materials, property, Information, or Services furni- 
shed pursuant to this Agreement without the prior con- 
sent of the Government of the United States of America. 

4. The Government of the Federal Republic of Germany 
may use equipment, materials, or Services acquired from 
the Government of the United States of America on a 
reimbursable basis under the agreement (exchange of 
notes) of November 23, 1953, for the purpose for which 
it will use equipment, materials, or Services acquired 
under this Agreement. 


A r t i c 1 e II 

1. The Government of the Federal Republic of Ger- 
many will make available to the Government of the 
United States of America and to such other governments 
as the parties hereto may in each case agree upon, such 
equipment, materials, Services, or other assistance as 
may be authorized, in accordance with such terms and 
conditions as may be agreed between the two Govern- 
ments. The furnishing and use of such assistance shall 
be consistent with the principles of the Charter of the 
United Nations and with the obligations under Article 3 
of the North Atlantic Treaty. 

2. In conformity with the principle of mutual aid, the 
Government of the Federal Republic of Germany will 
facilitate the production and transfer to the Government 
of the United States of America, for such period of time, 
in such quantities and upon such terms and conditions 
as may be agreed, of raw and semi-processed materials 
required by the United States of America as a result of 
deficiencies or potential deficiencies in its own resources, 
and which may be available in the territory of the Fed- 
eral Republic of Germany. Arrangements shall give due 
regard to the requirements of the Federal Republic of 
Germany for domestic use and commercial export of 
such materials. 


Article III 

The two Governments will, upon the request of eithor 
of them, negotiate appropriate arrangements relating to 
the exchange of patent rights and technical Information 
for defense, in Order to expedite such exchangcs and at 
the same time protect private interests and maintain 
neccssary security safeguards. 


Article IV 

1. The Government of the Federal Republic of Germany 
will take such security measurcs as may be agreed 
between the two Governments in order to prevent the 
disclosure or compromise of classified equipment, 
materials, Services, or information furnished pursuant 
to this Agreement. 
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2. Jede Regierung wird in Übereinstimmung mit den 
Sicherheitserfordernissen geeignete Maßnahmen treffen, 
um die Öffentlichkeit über die Durchführung dieses Ab- 
kommens zu unterrichten. 


Artikel V 

Die beiden Regierungen werden Verfahren festlegen 
für die von der Bundesrepublik Deutschland vorzuneh- 
mende Verwahrung, Absonderung und rechtliche Sicher- 
stellung aller einem Hilfsprogramm der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika zugewiesenen oder aus 
einem solchen stammenden Mittel, damit sie nicht der 
Pfändung, dem Arrest, der Beschlagnahme oder sonstigen 
Vollstreckungsmaßnahmen durch Personen, Firmen, 
Dienststellen, Körperschaften, Organisationen oder Re- 
gierungen unterliegen, es sei denn, daß später etwas 
anderes vereinbart wird. 


Artikel VI 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
für die Betätigung der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika im Rahmen des vorliegenden Abkom- 
mens oder gleichartiger Abkommen zwischen der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten von Amerika und den 
Regierungen anderer Länder, die militärische Hilfelei- 
stung erhalten, Abgabenvergünstigungen gewähren nach 
Maßgabe des in Bonn am 15. Oktober 1954 Unterzeichne- 
ten Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika über die 
von der Bundesrepublik zu gewährenden Abgabevergün- 
stigungen für die von den Vereinigten Staaten im Inter- 
esse der gemeinsamen Verteidigung geleisteten Aus- 
gaben. 


Artikel VII 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
ihrer Verwendung deutsche Zahlungsmittel in angemes- 
sener Hohe für ihre Verwaltungs- und Betriebskosten im 
Zusammenhang mit diesem Abkommen zur Verfügung 
stehen. Es werden unverzüglich Besprechungen einge- 
leitel, um die Art der Ausgaben und die Höhe dieser 
Währungsbcträge festzusetzen. 


Artikel VIII 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird in 
ihrem Gebiet Personal der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika, auch zeitweilig zugeteiltes Perso- 
nal, aufnehmen, das für die Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika im Hinblick auf die von dieser 
Regierung gelieferten Ausrüstungsgegenstände, Materia- 
lien und Dienstleistungen verantwortlich tätig sein wird. 
Dieses Personal wird als Teil der Botschaft der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika unter der Leitung und Kontrolle 
des Chefs der Diplomatischen Mission der Vereinigten 
Staaten von Amerika arbeiten. Diesem Personal werden 
Befugnisse und Erleichterungen gewährt, damit es eine 
ständige Beobachtung und Überprüfung der Maßnahmen 
auf Grund des in diesem Abkommen vorgesehenen Hilfs- 
programms einschließlich der Verwendung der von der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika gelieferten 
militärischen Hilfe durchführen kann; die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland wird in diesen Angelegenhei- 
ten alle von der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika gegebenenfalls erbetenen Auskünfte geben. Das 
Personal gliedert sich unter Einschluß der Angehörigen 
in zwei Gruppen: 

a) Nach entsprechender Notifizierung durch den Chef 
der Diplomatischen Mission der Vereinigten Stauten 
von Amerika wird dem leitenden militärischen Mit- 
glied und dem für diese Aufgaben zugeteilten höhe- 
ren Armee-, Marine- und Luftwaffenoffizier sowie 
deren unmittelbaren Stellvertretern voller diploma- 
tischer Status zuerkannt. 


2. Each Government will, consistent with securitv re- 
quirements, takc appropriate measures to keep the public 
informed of operations under this Agreement. 


A r t i c 1 e V 

The two Governments will estahlish procedures where- 
by the Government of the Federal Republic of Germany 
will so deposit, segregate or assure title to all funds 
ailocated to or derived frorn any program of assistance 
undertaken by the Government of the United States of 
America so that such funds shall not, unless otherwise 
agreed hereafter, be subject to garnishment, attachment, 
seizure or other legal process by any person, firm 
agency, Corporation, Organization or government. 


A r t i c 1 e VI 

The Government of the Federal Republic of Germany 
will grant tax relief to activities of the Government of 
the United States of America under this Agreement, or 
any similar agreement between the Government of the 
United States of America and the government of any 
other country receiving military assistance, in accord- 
ance with the Agreement between the Federal Republic 
of Germany and the United States of America Concern- 
ing Tax Relief to be Accorded by the Federal Republic 
to United States Expenditures in the Interest of the 
Common Defense, signed at Bonn, Octobcr 15, 1954. 


Article VII 

The Government of the Federal Republic of Germany 
will make availablc to the Government of the United 
States of America German currency for the use of the 
Government of the United States of America in adequate 
amounts for its administrative and operating expenditures 
in connection with this agreement. Discussions will bc ini- 
tiated forthwith with a view to determining the nature 
of the expenditures and the amount of such currency. 


Article VIII 

The Government of the Federal Republic of Germany 
will receive in its territory personnel of the Government 
of the United States of America, including personnel 
temporarily assigned, who will discharge the responsi- 
biiities ot the Government of the United States of 
America with respect to the equipment, materials, and 
Services furnished by the latter Government. Such per- 
sonnel will operate as part of the Embassy of the United 
States of America under the direction and control of 
the Chief of the Diplomatie Mission of the United States 
of America. These personnel will be accorded authoritv 
and facilities to carry out continuous Observation and 
review of operations under the program of assistance 
providod under this agreement, including the utilization 
of military assistance furnished by the Government of 
the United States of America, and the Government of 
the Federal Republic of Germany will provide any In- 
formation as to these matters which may be requested 
hv the Government of the United States of America. 
The personnel, including dependents, will be divided 
into two categories: 

a) Upon appropriate notification by the Chief of the 
Diplomatie Mission of the United States of America, 
full diplomatic Status will be granted to the senior 
military member and the senior Armv, Navy and 
Air Force officer assigned thercto, and to their res- 
pective immediate deputies. 



b) Die zweite Personalgruppe genießt die gewissen 
Personalgruppen. der Botschaft der Vereinigten Stan- 
len von Amerika nach dem von jeder Regierung 
anerkannten internationalen Brauch gewährten Vor- 
rechte und Befreiungen, wie z. B. Befreiung von der 
Zivil- und Strafgerichtsbarkeit des Gastlandes, Frei- 
stellung amtlicher Schriftstücke von Durchsuchung 
und Beschlagnahme, Recht der ungehinderten Aus- 
reise, unter Beachtung der geltenden Devisenbestim- 
mungen Freistellung von Zöllen oder ähnlichen Ab- 
gaben oder Beschränkungen bezüglich des von derar- 
tigem Personal für seinen persönlichem Gebrauch und 
Verzehi eingeführten persönlichen Eigentums, Frei- 
stellung der Dienstbezüge derartigen Personals von 
der innerstaatlichen Besteuerung durch das Gastland. 
Auf die mit dein diplomatischen Status verbundenen 
Vorrechte und Vergünstigungen wie diplomatische 
Kraftwagenkennzeichen, Aufnahme in die „Diploma- 
tenliste" und gesellschaftliche Vorzugsstellungen 
kann von der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika für diese Personalgruppe verzichtet 
werden. 

Zwischen den beiden Regierungen besteht Einverneh- 
men darüber, daß das Personal der beiden vorgenannten 
Gruppen zahlenmäßig möglichst niedrig zu halten ist. 
Falls der Status, die Vorrechte und Befreiungen derarti- 
gen Person. ils in irgendeinem anderen Staat des Nord- 
utlanlikvertrugs auf Grund einer Vereinbarung mit die- 
sem Staat geändert werden, wird die Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika einer Änderung dieses Ab- 
kommens, um die über Status. Vorrechte und Befreiungen 
getroffenen Vereinbarungen denjenigen in dem betreffen- 
den anderen Staat des Nordatlantikvertrags anzugleichen, 
nicht w idersprechen. 


Artikel IX 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird, in 
Ü bereinstimmung mit ihren Rechten und Pflichten, die sie 
als Mitglied der Organisation des Nordatlantikvertrags so- 
wie auf Grund des Vertrags über die Beziehungen zwi- 
chen der Bundesrepublik Deutschlands und den Drei 
Mächten lind seiner Zusatzverträge in der durch das Pro- 
tokoll über die Beendigung des Besatzungsregiines in der 
Bundesrepublik Deutschland abgeänderten Fassung über- 
nommen hat, 

aj an der Förderung der internationalen Verständigung 
und des guten Willens und der Aufrechterhaltung 
des Weltfriedens mitarbeiten; die Maßnahmen tref- 
fen, die gegebenenfalls gegenseitig vereinbart wer- 
den, um die Ursachen der internationalen Spannun- 
gen zu beseitigen, sowie die militärischen Verpflich- 
tungen erfüllen, die sie auf Grund mehrseitiger oder 
zweiseitiger Abkommen, Verträge oder sonstiger 
Übereinkünfte übernommen hat, bei denen die Ver- 
einigten Staaten von Amerika Partei sind oder an 
denen die Vereinigten Staaten von Amerika ein In- 
teresse haben; 

b) soweit mit ihrer politischen und wirtschaftlichen Sta- 
bilität und ihren internationalen Verpflichtungen 
vereinbar, den vollen Beitrag für die Entwicklung 
und AufrcchtcrhuHnng ihrer eigenen Verteidigungs- 
kraft und der Verteidigungskraft der freiem Welt 
leisten, den ihr Arbeitskräfte, Hilfsquellen, Einrich- 
tungen und allgemeine Wirtschaftslage erlauben und 
alle? angemessenen Maßnahmen treffen, die zur Ent- 
wicklung ihrer Verteidigungsfähigkeit, gegebenen- 
falls erforderlich sind. 


Artikel X 

i'i: die- gemeinsamen Interessen und die Hilfsquellen 
c i i : r beiden Regien ungen zu sichern, wird die Regierung 
dm’ Bundesrepublik Deutschland mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika bei clor Durchführung 
vereinbarter oder zu vereinbarender Sicherheitskontrol- 
len über die Ausfuhr strategischer Güter Zusammenarbei- 
ten. 


bj The sccond categorv of personnel will onju\ 
Privileges and immunities conferred by interna- 
tional custom, as recognized by euch Government, 
to certaiu categories of personnel of the Embassy 
of the United States of America, such as the 
immunily from civil and crimimil jurisdiction of the 
host country, immunity of of fi cia l papers irom 
search and seizure, right of freie egress, exemplion 
from custom duties or similar taxes or reslric- 
tions in respect of personally owned property import- 
ed into the host country by such personnel for their 
personal use and consumption, without prejudice to 
the existing rcgulatious on forcign exchange, ex- 
emption from internal taxation by the host country 
upon salaries ot such personnel. Privileges and 
courtesies incident to diplomatic Status, such as 
diplomatic: automobile Jicense plat.es, inclusion on 
the "diplomatic list", and social courtesies may ho 
waived by the Government of the United States 
of America for this category of personnel. 


It is understood between the two Governments that 
the number of personnel in the two categories above 
will he kept as low as possibie. Tn the event that the 
Status, Privileges and immunities of such personnel in 
anv other North Atlantic Treaty country arc modified 
pursuant to agreement with such other country, the 
Government of the United Stales oi America will intec- 
posc no objection to amonding this agreement in Order 
that the Status, Privileges and immunities providcd shall 
conforni to tliose in such other North Atlanfic: Treafv 
country. 


A r t i c 1 e IX 

Tlie Government ol the Federal Kcpuhlic of Germany 
will consistent v\ i t h its rights and obligations as a 
member of the North Atlantic Treaty Organization aiul 
ander The Convention on Relations between the Federal 
Republic of Germany and the Three Powers and its 
Related Conventions as amended by the Protocol on 
the Termination of the Occupation Regime in the Fede- 
ral Republic: of Germany; 

a) join in pronioting international understanding and 
good will and maintaining world peace; take such 
action as may be mulually agreed upon to eliminate 
causes of international tension; and fulfill the miii- 
tary obligations which it has assumed under multi- 
lateral or bilateral agreements, treaties or other 
instrumenis to whicli the United States of America 
is a part.y or in which the United States of America 
has an interest; 


b) make, consistent with its political and economic 
stability and international obligations the lull con- 
tribution pcrniitted by its manpower, resumees 
tacilities, and general economic condition t.o the 
development and maintenance of its own defensive' 
strength and the delonsivo strength of the free 
world and take all roa so nable mcasures which may 
he ncoded to develop its defense rapacities. 


A r t i c I e X 

In order to safeguard the common inlorests and the 
resomees ol the two Governments, the Government ot 
ihr Fecieial Republic or Germany will cooperate with 
Mio Government ot the United States ot America in the 
imnlemenlal ion ot securiiv Controls agreed or to he 
agreed over the export cf Strategie goods. 



Artikel XI 

1. Dieses Abkommen tritt mit der Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika in Kraft; es tritt ein Jahr nach dem Eingang einer 
schriftlichen Mitteilung bei der einen Partei über die Ab- 
sicht der anderen Partei, es zu beenden, außer Kraft, mit 
der Einschränkung, daß die Bestimmungen des Artikels I 
Abs. 2 und 3 und der auf Grund von Artikel I Abs. 2, Ar- 
tikel III, Artikel IV Abs. 1 und Artikel V vereinbarten Ab- 
machungen weiterhin gültig bleiben, falls die beiden Re- 
gierungen nichts anderes vereinbaren. 

2. Auf Verlangen einer der beiden Regierungen werden 
die beiden Regierungen sich in allen Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Anwendung oder Änderung die- 
ses Abkommens konsultieren. Bei dieser Konsultierung 
sind gegebenenfalls Abkommen zu berücksichtigen, die 
von einer der beiden Regierungen im Zusammenhang mit 
der Durchführung des Artikels 9 des Nordatlantikvertrags 
abgeschlossen wurden. 

3. Die beiden Regierungen werden jeweils ins einzelne 
gehende Abmachungen treffen, die zur Durchführung die- 
ses Abkommens erforderlich sind. 

4. Dieses Abkommen wird bei dem Sekretariat der Ver- 
einten Nationen registriert. 

GESCHEHEN zu Bonn am 30. Juni 1955, in doppelter 
Urschrift in englischer und deutscher Sprache, wobei der 
Wortlaut beider Sprachen gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
von Brentano 

Für die 

Vereinigten Staaten von Amerika 
James Bryant Conan t 


Article XI 

1. This Agreement shall enter into force upon the 
deposit of an instrument of ratification by the Federal 
Republic of Germany with the Government of the 
United States of America and shall continue in force 
until one year after the receipt by either party of 
written notice of the intention of the other party to 
terminate it, except that the provisions of Article I, 
paragraphs 2 and 3, and arrangements entered into under 
Article I, paragraph 2, Article III, Article IV, paragraph 1, 
and Article V, shall remain in force unless otherwise 
agreed by the two Governments. 

2. The two Governments shall, upon the request of 
either of them, consult regarding any matter relating to 
the application or amendement of this Agreement. Such 
consultation shall take into account, where appropriate, 
agreements concluded by either Government in Connect- 
ion with the carrying out of Article 9 of the North 
Atlantic Treaty. 

3. The two Governments will, from time to time, 
negotiate detailed arrangements necessary to carry out 
the provisions of this Agreement. 

4. This Agreement shall be registered with the Secret- 
ariat of the United Nations. 

DONE at Bonn, in duplicate in the German and English 
ianguages, both texts authentic, this thirtieth day of 
June 1955. 

For the 

Federal Republic of Germany 
von Brentano 

For the 

United States of America 
James Bryant Conant 
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Begründung 


I. Zum Zustimmungsgesetz 
Zu Art. 1 

Die Zustimmung des Bundestages gemäß 
Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG ist erforderlich, da 
sich das Abkommen auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Art. 2 

Diese Bestimmung entspricht dem Erforder- 
nis des Art. 82 Abs. 2 GG. 

Der Tag, an dem das Abkommen für die 
Bundesrepublik in Kraft tritt, richtet sich 
nach den Bestimmungen seines Art. XI 
Abs. 1 und ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

II. Zum Abkommen 
A. 

Allgemeines 

1. Das Abkommen bildet die Rechtsgrund- 
lage für die militärische Hilfeleistung der 
Vereinigten Staaten von Amerika, die den 
neu aufzustellenden Streitkräften der Bun- 
desrepublik gewährt werden soll. Es legt die 
Richtlinien und Bedingungen dieser Hilfe 
fest. 

2. Das Verteidigungshilfeprogramm der Ver- 
einigten Staaten hat seinen Ursprung in 
Art. 3 des Nordatlantikvertrages, der alle 
Mitgliedstaaten zur gegenseitigen Unter- 
stützung bei der Stärkung ihrer eigenen und 
der gemeinsamen Widerstandskraft gegen- 
über bewaffneten Angriffen verpflichtet. 

Diese Verpflichtung gilt auch für die Bundes- 
republik. Sie ist für das vorliegende Abkom- 
men von besonderer Bedeutung. 

Die Mitgliedstaaten des Nordatlantikvertra- 
ges waren sich bei der Unterzeichnung des 
Vertrages darüber im klaren, daß sie eine 
stabile Verteidigungsfront in Europa aus 


eigener Kraft nicht aufbauen konnten, son- 
dern hierbei auf amerikanische Unter- 
stützung angewiesen sein würden. So richte- 
ten bereits am Tage nach der Unterzeichnung 
des Nordatlantikvertrages die Mitgliedstaa- 
ten der damaligen Brüsseler Paktorganisa- 
tion, denen sich Dänemark, Italien und Nor- 
wegen anschlossen, eine offizielle Bitte um 
militärische und finanzielle Hilfe an die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten. 

Die amerikanische Regierung erläuterte ihre 
Haltung gegenüber dieser Bitte dahingehend, 
daß auf Grund von Art. 3 des Nordatlantik- 
vertrages jeder Mitgliedstaat nach pflicht- 
gemäßem Ermessen darüber zu bestimmen 
habe, wie er seine eigene Widerstandskraft 
erhalten und stärken sowie anderen helfen 
könne. Sie vertrat die Auffassung, daß die 
Vereinigten Staaten den anderen Unterzeich- 
nerstaaten des Nordatlantikvertrages zur 
Stärkung ihrer Abwehrkraft Hilfe gewähren 
könnten und sollten. 

Schon am 6. Oktober 1949 wurde ein Gesetz 
über gegenseitige Verteidigungshilfe vom 
Präsidenten der Vereinigten Staaten unter- 
zeichnet. Am 27. Januar 1950 wurden die 
ersten zweiseitigen Verteidigungshilfeabkom- 
men zwischen den Vereinigten Staaten und 
den Mitgliedstaaten der NATO, die um eine 
militärische Hilfeleistung gebeten hatten, 
nämlich Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Luxemburg, den 
Niederlanden und Norwegen abgeschlossen. 
In der Zwischenzeit folgten zahlreiche wei- 
tere Abkommen der gleichen Art mit ande- 
ren europäischen und außereuropäischen 
Staaten. Die Vereinigten Staaten haben hier- 
bei auch Abkommen mit Staaten getroffen, 
die nicht Vertragspartner der NATO sind. 

Die neueste Fassung des amerikanischen Ge- 
setzes vom 6. Oktober 1949, das sich nun- 
mehr „Gesetz über gegenseitige Sicherheit“ 
nennt, datiert vom 26. August 1954. Diese 
Neufassung trägt den inzwischen gewonne- 
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nen Erfahrungen Rechnung und ist der allge- 
meinen Entwicklung angepaßt, bringt jedoch 
auf dem Gebiet der militärischen Hilfelei- 
stung keine wesentlichen Änderungen gegen- 
über den früheren Fassungen mit sich. 

Das umfangreiche Gesetz gliedert sich in 
5 Titel und enthält außer Vorschriften über 
Verteidigungshilfe auch Bestimmungen über 
Hilfsmaßnahmen für unterentwickelte Ge- 
biete, über technische Zusammenarbeit und 
über die Unterstützung sozialer Hilfspro- 
gramme, insbesondere im Rahmen der Ver- 
einten Nationen. 

Die Bestimmungen über die Verteidigungs- 
hilfe finden sich hauptsächlich in Titel 1 des 
Gesetzes. In mehreren Abschnitten werden 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Verteidigungshilfe genau umschrieben und 
eine Anzahl unerläßlicher Bedingungen hier- 
für aufgestellt. Diese Gesetzestechnik hat in 
der Praxis dazu geführt, daß die amerika- 
nische Regierung ein bestimmtes Vertrags- 
schema entworfen hat, das sich eng an die 
Vorschriften und Bedingungen hält, die das 
Gesetz über gegenseitige Sicherheit aufstellt. 
Dieses Vertragsschema ist allen bilateralen 
Verteidigungshilfeabkommen der Vereinig- 
ten Staaten mit dritten Staaten zugrunde ge- 
legt. 

3. Auch das vorliegende Abkommen ent- 
spricht daher inhaltlich im wesentlichen den 
von den Vereinigten Staaten mit den übrigen 
europäischen und außereuropäischen Län- 
dern abgeschlossenen Abkommen. 

Das Abkommen ist als Rahmenabkommen 
abgefaßt. Die Durchführung dieses Abkom- 
mens, insbesondere der Umfang sowie die 
Art und Weise der einzelnen Materialliefe- 
rungen bedarf weiterer Verhandlungen und 
Absprachen. Die praktische Handhabung des 
Abkommens soll auf diese Weise möglichst 
elastisch gestaltet und den jeweiligen mili- 
tärischen Erfordernissen angepaßt werden. 

Mit diesem Abkommen wird damit auch die 
Bundesrepublik in das Verteidigungshilfe- 
programm der Vereinigten Staaten einbe- 
zogen. Ohne diese militärische Verteidigungs- 
hilfe wäre es nicht möglich, den Bedarf der 
neu aufzustellenden deutschen Streitkräfte 
an Waffen und Ausrüstung aus eigenen Mit- 
teln zu decken und einen wirksamen Ver- 
teidigungsbeitrag gemäß den in den Pariser 
Verträgen eingegangenen Verpflichtungen zu 
leisten. 


Die Ratifizierung des Abkommens stellt da- 
mit nicht nur ein militärisches, sondern auch 
ein nicht minder gewichtiges politisches Er- 
fordernis dar. 

B. 

Einzelbestimmungen 
Zur Präambel 

Abs. 2 stellt ausdrücklich klar, daß sich das 
Abkommen im Rahmen der Verpflichtungen 
der beiden Vertragspartner gemäß Art. 3 des 
Nordatlantikvertrages hält. Die Rechte und 
Pflichten, die sich für die Bundesrepublik aus 
diesem Abkommen ergeben, finden daher 
ihre Grundlage in den Bestimmungen des 
Nordatlantikvertrages. 

Abs. 3 beruht auf Abschnitt 101 des ameri- 
kanischen Gesetzes über gegenseitige Sicher- 
heit von 1954. Hierin wird betont, daß sich 
die Vereinigten Staaten bei der Gewährung 
von Verteidigungshilfe von den in diesem 
Absatz niedergelegten politischen Grund- 
sätzen leiten lassen. Die Hilfeleistungen sol- 
len es auch den Empfängerstaaten ermög- 
lichen, zu der Verwirklichung dieser von den 
Vereinten Nationen anerkannten politischen 
Zielsetzung beizutragen. 

Wenn sich die Bundesrepublik an dieser 
Stelle erneut zu diesen politischen Leitsätzen 
bekennt, so wiederholt sie damit nur ihre 
entsprechenden Erklärungen im Rahmen des 
Nordatlantikvertrages und des Vertrages 
über die Westeuropäische Union. 

Sinngemäß gleiche Formulierungen finden 
sich in allen übrigen Verteidigungshilfe- 
abkommen der Vereinigten Staaten mit drit- 
ten Staaten. 

Zu Art. I 

A b s. 1 

Es ist allen Verteidigungshilfeabkommen, die 
die Vereinigten Staaten mit dritten Staaten 
abgeschlossen haben, eigentümlich, daß sie 
keine vorbehaltlose Verpflichtung der Ver- 
einigten Staaten enthalten, diesen Staaten 
Verteidigungshilfe zu gewähren. Jede Hilfe- 
leistung bedarf im Einzelfall der vorherigen 
Genehmigung der Regierung der Vereinig- 
ten Staaten. Dieses Prinzip, das teils auf ame- 
rikanischen verfassungsmäßigen Gründen, 
teils auf politischen Erwägungen beruht, 
kommt auch in dem vorliegenden Abkom- 
men zum Ausdruck. 
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Die Hilfeleistungen werden zum größten 
Teil aus Fertigprodukten, insbesondere aus 
Waffen und technischer Ausrüstung bestehen. 
Als Hilfeleistung kommen aber auch Dienst- 
leistungen, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Verschiffung und Auslieferung der 
Fertigprodukte, in Frage. Transporte deut- 
scher Lehrgangsteilnehmer nach und von den 
Vereinigten Staaten zu Ausbildungszwecken 
werden gleichfalls hierunter fallen. Unter 
den Begriff „sonstige Hilfe“ fallen haupt- 
sächlich Dienstleistungen von Spezialisten, 
insbesondere Technikern, sowie von ameri- 
kanischem Ausbildungs- und Lehrpersonal, 
das mit der Unterrichtung und Einweisung 
der deutschen Streitkräfte an amerikanischen 
Waffen und Geräten beauftragt wird. Hin- 
gegen wird unter diesem Begriff eigentliche 
finanzielle Hilfe für militärische Zwecke 
nicht gewährt werden. Sollte der Bundes- 
republik auch eine derartige Hilfe zuteil wer- 
den, so werden hierfür gesonderte Verein- 
barungen nach Art. XI des Abkommens zu 
treffen sein. 

Die Formulierung „nach Maßgabe der zu 
vereinbarenden Modalitäten und Bedingun- 
gen“ stellt sicher, daß in jedem Einzelfalle 
für die Annahme der Verteidigungshilfe die 
Zustimmung der Bundesregierung erforder- 
lich ist. Die Bundesregierung ist nicht ver- 
pflichtet, Verteidigungshilfe anzunehmen, an 
deren Erhalt oder Verwendung ihr nicht ge- 
legen ist. 

A b s. 2 

Die Verpflichtung der Bundesregierung zur 
wirksamen und zweckentsprechenden Ver- 
wendung der amerikanischen Verteidigungs- 
hilfe entspricht den formellen Voraussetzun- 
gen des amerikanischen Gesetzes über die 
gegenseitige Sicherheit von 1954. Diese Hilfe 
wird, wie Abschnitt 102 dieses Gesetzes fest- 
legt, den Empfängerstaaten grundsätzlich 
unter der Voraussetzung unentgeltlich ge- 
währt, daß die amerikanische Regierung über 
nicht mehr benötigtes Material wieder ander- 
weitig verfügen kann und entsprechende Re- 
gierungsvereinbarungen getroffen werden. 

Entgeltlich erworbenes Material im Rahmen 
dieser Hilfe unterliegt dieser Beschränkung 
nicht. 

A b s. 3 

Diese Verpflichtung der Bundesregierung 
entspricht gleichfalls formellen Voraus- 


setzungen des amerikanischen Gesetzes über 
gegenseitige Sicherheit von 1954. 

Über die eigene nationale Rüstungsproduk- 
tion kann die Bundesregierung nach wie vor 
frei verfügen. 

A b s. 4 

Der Notenwechsel bezieht sich auf die seiner- 
zeit entgeltlich überlassenen Waffen und Aus- 
rüstungsgegenstände für Zwecke des Bundes- 
grenzschutzes, die die Bundesregierung im 
Rahmen des Gesetzes über gegenseitige Ver- 
teidigungshilfe vom Jahre 1949 erwarb. 

Auch diese Ausrüstungsgegenstände können 
jetzt für die neu aufzustellenden Streitkräfte 
verwendet werden. 

Zu Art. II 

A b s. 1 

Die Vorschrift trägt dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit Rechnung, der alle bilatera- 
len Abkommen der Vereinigten Staaten mit 
dritten Staaten über gegenseitige Verteidi- 
gungshilfe durchzieht. 

Die Bundesregierung wird gleichfalls nicht 
zur unbedingten Lieferung bestimmter Ver- 
teidigungshilfe verpflichtet. Sie wird, wie in 
Art. I die amerikanische Regierung, im Rah- 
men entsprechender Abmachungen von Fall 
zu Fall trotz ihrer grundsätzlichen Bereit- 
schaft zur Lieferung frei entscheiden können, 
welche Gegenstände entbehrlich und liefe- 
rungsfähig sind. 

A b s. 2 

Im Hinblick auf die Bedeutung der Grund- 
stoffindustrien für die Wirtschaft der Bun- 
desrepublik ist ausdrücklich erwähnt, daß die 
Bundesregierung bei entsprechenden Verein- 
barungen stets auf den Inlandsbedarf und die 
Ausfuhr gebührende Rücksicht nehmen kann. 


Zu Art. III 

Es handelt sich um eine Rahmenvorschrift, 
die sich in allen Verteidigungshilfeabkommen 
der Vereinigten Staaten von Amerika mit 
anderen Staaten findet. 

Deutsch-amerikanische Verhandlungen über 
den Entwurf eines entsprechenden Patent- 
abkommens sind inzwischen zum Abschluß 
gebracht worden. 
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Zu Art. IV 

Die Vorschrift entspricht gleichfalls einer all- 
gemeinen Regelung in allen Verteidigungs- 
hilfeabkommen der Vereinigten Staaten mit 
dritten Staaten. Sie versteht sich im Hinblick 
auf die Wahrung militärischer Geheimnisse 
von selbst. 

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über 
die Durchführung dieses Abkommens bringt 
vor aller Welt den Willen der Vertragspart- 
ner zum Ausdruck, gemeinsam die Verteidi- 
gung ihrer Länder sicherzustellen. 

Zu Art. V 

Es handelt sich um eine Rahmenvorschrift, 
die dazu dienen soll, die unentgeltlich über- 
lassene Verteidigungshilfe, über die sich die 
Vereinigten Staaten ein Verfügungsrecht Vor- 
behalten haben, vor dem Zugriff Dritter zu 
schützen. Für entsprechende innerstaatliche 
Durchführungsvorschriften werden zu ge- 
gebener Zeit Vorschläge vorgelegt werden. 

Gleichlautende Formulierungen sind in 
allen Verteidigungshilfeabkommen der Ver- 
einigten Staaten mit dritten Staaten zu 
finden. 

Zu Art. VI 

Die Vorschrift verweist lediglich auf das 
Offshore-Steuergesetz vom 15. Oktober 
1954. Der materielle Inhalt dieses Gesetzes 
wird damit weder erweitert noch einge- 
schränkt. 

Zu Art. VII 

Diese Vorschrift entspricht Parallelbestim- 
mungen in allen anderen Verteidigungshilfe- 
abkommen der Vereinigten Staaten mit drit- 
ten Staaten. 

Verwaltungs- und Betriebskosten werden für 
einen von der amerikanischen Regierung 
innerhalb der Bundesrepublik eingesetzten 
beschränkten Stab entstehen, der gemäß 
Art. VIII dieses Abkommens die Ausliefe- 
rung der Verteidigungshilfe und ihre Ver- 
wendung zu überprüfen hat. Es handelt sich 
um echte Verwaltungsausgaben. Die Kosten 
werden insbesondere Ausgaben für Büro- 
zwecke, für Heizung, für Licht, für Reisen 
innerhalb der Bundesrepublik usw. umfas- 
sen. Die Gehälter des amerikanischen Per- 
sonals dieses Stabes fallen nicht hierunter. 


Über die Höhe dieser Kosten wird eine ge- 
sonderte Vereinbarung getroffen werden. 

Die Durchführung dieser Bestimmung wird 
voraussichtlich gleichfalls innerstaatliche Maß- 
nahmen erfordern. 

Zu Art. VIII 

Alle Abkommen der Vereinigten Staaten mit 
dritten Staaten enthalten entsprechende For- 
mulierungen, da das amerikanische Gesetz 
über gegenseitige Sicherheit von 1954 in Ab- 
schnitt 142 u. a. die Gewährung von Vertei- 
digungshilfe nur zuläßt, wenn sich der Emp- 
fängerstaat mit der in dieser Vorschrift ent- 
haltenen Regelung einverstanden erklärt. 
Die amerikanische Regierung hat in einer 
Verbalnote an das Auswärtige Amt anläßlich 
der Unterzeichnung des Abkommens mitge- 
teilt, daß die in diesem Artikel aufgeführten 
Kontrollen und Oberprüfungen im Beneh- 
men mit den zuständigen deutschen Behör- 
den durchgeführt und nicht über das Maß 
dessen hinausgehen werden, das auch in 
anderen Staaten üblicherweise zur Anwen- 
dung gelangt. Das amerikanische Personal 
wird daher nicht etwa in der Bundesrepublik 
selbständig umherreisen, sondern seine Tätig- 
keit nur in Zusammenarbeit mit den zustän- 
digen deutschen Behördenvertretern aus- 
üben. Geeignete verwaltungsmäßige Ab- 
sprachen über die Zusammenarbeit dieser 
Stäbe mit den einzelnen Ressorts werden ge- 
troffen werden. 

Zu Art. IX 

Eine sinngemäße Vorschrift ist in allen Ver- 
teidigungshilfeabkommen der Vereinigten 
Staaten mit dritten Staaten zu finden. 

Sie beruht auf der ausdrücklichen Forderung 
des Abschnitts 142 des Gesetzes über gegen- 
seitige Sicherheit von 1954, der der Wunsch 
des amerikanischen Kongresses zugrunde lag, 
bei der Bewilligung von Verteidigungshilfe 
der Wählerschaft gegenüber erklären zu 
können, daß Verteidigungshilfe nur auf der 
Basis von Leistung und Gegenleistung ge- 
währt werde. Dem in den Vereinigten Staa- 
ten häufig erhobenen Vorwurf, der Kongreß 
verschenke größere Mittel an das Ausland, 
ohne etwas dafür einzuhandeln, sollte durch 
diese Fassung des Gesetzes vorgebeugt 
werden. 

Nach entsprechenden Verhandlungen wur- 
den die Verpflichtungen der Bundesrepublik 
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im Rahmen dieses Artikels mit den Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik im Rahmen 
des Nordatlantikvertrages in Übereinstim- 
mung gebracht. 

Die militärischen Verpflichtungen unter a) 
betreffen hierbei in erster Linie die mili- 
tärische Beistandsleistung, zu der sich die 
Bundesrepublik gemäß Art. 5 des Nord- 
atlantikvertrages auch gegenüber den Ver- 
einigten Staaten von Amerika verpflichtet 
hat. Die Bundesregierung bekräftigt damit in 
diesem Abkommen ihre Verpflichtung ledig- 
lich von neuem. 

Die Verpflichtungen unter b) verstehen sich 
mit der zusätzlichen Einschränkung, daß die 
Bundesrepublik keine Anstrengungen zu 
übernehmen braucht, die ihre politische und 
wirtschaftliche Stabilität sowie ihre sonstigen 
internationalen Verpflichtungen gefährden. 
Sie hat zudem nur „angemessene Maßnah- 
men“ zu treffen, die zur Entwicklung ihrer 
Verteidigungsfähigkeit erforderlich sind. 

Neue sachliche Verpflichtungen der Bundes- 
republik werden durch diesen Artikel nicht 
begründet. Insbesondere werden die verfah- 
rensmäßigen Rechte der Bundesrepublik bei 
der jährlichen Festsetzung des Verteidigungs- 
beitrages im Rahmen der NATO hierdurch 
nicht eingeschränkt. 

Zu Art. X 

Die Vorschrift, die über die Cocom-Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik hinausgeht, 
beruht auf dem amerikanischen „Battle Act“ 
von 1951. Dieses Gesetz befaßt sich mit der 
Kontrolle der Ausfuhr stategischer Güter 
nach Ländern, die den Frieden bedrohen, 
und knüpft die Leistung amerikanischer 
Hilfe an die Einhaltung bestimmter in die- 
sem Gesetz aufgestellter Richtlinien durch 
die Empfangsländer. 

Alle bilateralen Verteidigungshilfeabkom- 
men der Vereinigten Staaten mit dritten 
Staaten, die nach dem Inkrafttreten dieses 


Gesetzes abgeschlossen worden sind, enthal- 
ten daher eine entsprechende Klausel. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes treffen 
jedoch auch jene Staaten, die das amerika- 
nische Gesetz formell nicht anerkannt haben, 
da die amerikanische Regierung auf Grund 
des Gesetzes jederzeit in der Lage ist, ihre 
Hilfeleistungen dann einzustellen, wenn sie 
zu der Überzeugung gelangt, daß das betref- 
fende Empfangsland gegen die Richtlinien 
des genannten Gesetzes verstößt. 

Die in diesem Artikel übernommene Ver- 
pflichtung der Bundesregierung stellt eine 
Wiederholung der im Jahre 1952 übernom- 
menen Verpflichtung hinsichtlich der Ein- 
haltung der Richtlinien dieses amerikanischen 
Gesetzes dar. Diese Verpflichtung wurde in 
der Besatzungszeit zwecks Aufhebung ge- 
wisser handelspolitischer Kontrollen und 
Einschränkungen eingegangen. 

Die Änderung bestehender Abmachungen 
oder die Vereinbarung neuer Maßnahmen 
auf diesem Gebiet, die nur im Rahmen der 
Embargo-Gremien möglich sind, bedürfen 
der Zustimmung der Bundesregierung. 


Zu Art. XI 

Der Artikel enthält die üblichen Bestimmun- 
gen hinsichtlich der Hinterlegung der Ratifi- 
kationsurkunde und der Kündigung des Ab- 
kommens. Einige Artikel werden auch nach 
der Kündigung des Abkommens im Inter- 
esse der Aufrechterhaltung der rechtlichen 
und tatsächlichen Sicherheit für die über- 
lassene Verteidigungshilfe in Kraft bleiben, 
bis sie durch entsprechende Regierungsver- 
einbarungen aufgehoben werden. 

Die vorgesehene jederzeitige Konsultation in 
allen Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit diesem Abkommen läßt einen weiten 
Spielraum, um etwa auftretende Schwierig- 
keiten bei der Durchführung des Abkom- 
mens schnell zu beseitigen. 
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